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Bekanntmachung
Planfeststellung für das Bauvorhaben 
„Erneuerung der EGL442 von Limbach in Thüringen nach Niederhohndorf in Sachsen“

(Gz.: C32-0522/774)
Die Ferngas Netzgesellschaft mbH, Reichswaldstraße 52, 90571 Schwaig b. Nürnberg hat bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens für die Erneuerung der Erdgasleitung 442 von Limbach in Thüringen nach Niederhohndorf in Sachsen gem. § 43 S.1 Nr. 2 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) i. V. m. § 1 Abs. 1 S. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfG) und §§ 72 bis 77 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) beantragt.

Die Vorhabenträgerin plant die Erneuerung der Erdgasfernleitung EGL442 zwischen Limbach bei Neuhaus an Rennweg in Thüringen und Niederhohndorf bei Zwickau in Sachsen. Mit der Maßnahme soll ein rund 125 Kilometer langer Netzabschnitt modernisiert werden. Dieser wurde in den 1950er und 1960er Jahren gebaut. Im Zuge der Erneuerung der EGL442 ist geplant, die bestehenden Anschlussleitungen an nachgelagerte Netzbetreiber auszuwechseln. Ebenso sollen parallel zu der EGL442 4 Kabelschutzrohre DN50 PE-HD verlegt werden. Weiterhin sollen z.B. durch die Motorisierung und Fernsteuerung von Armaturengruppen die betriebsbedingten Anforderungen verbessert werden. 
Das Vorhaben umfasst den Rückbau der bestehenden Anlagen, die Neuverlegung und Inbetriebnahme der erneuerten Anlagen unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Versorgung der angeschlossenen Abnehmer. Die Baumaßnahmen sollen weitestgehend in der bereits bestehenden Trasse erfolgen. 
Das hier beantragte Planfeststellungsverfahren betrifft den Abschnitt der EGL 442, welcher von der thüringischen Landesgrenze zu Sachsen bis nach Niederhohndorf verläuft.
Die vorliegende Unterlage zum Planfeststellungsverfahren Sachsen umfasst als Gegenstand des Antrages: 
Erneuerung der EGL442 mit einer Leitungsdimension von DN 500 und einer Leitungslänge von ca. 17 km im Planfestellungsabschnitt Sachsen von Fraureuth im Landkreis Zwickau bis nach Niederhohndorf im Landkreis Zwickau, 
Erneuerung mehrerer Anschlussleitungen, die von einer Armaturengruppe zu einem Anschlussnehmer führen, 
Errichtung von einer Molchstation in Niederhohndorf inkl. Armaturengruppe, 
Erneuerung von drei Armaturengruppen bei Reudnitz, Leupnitz und Königswalde inkl. des Rückbaus der bestehenden Anlagen. 

Für das Bauvorhaben, einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und der Maßnahmen zur dauerhaften ökologischen Funktionssicherung (CEF-Maßnahmen), werden in der Stadt Werdau (Gemarkungen Werdau, Königswalde, Leubnitz, Marienthal, Weißenborn, Steinpleis), in der Gemeinde Fraureuth (Gemarkung Fraureuth), der Stadt Zwickau (Gemarkungen Niederhohndorf und Mosel) und der Stadt Pausa-Mühltroff (Gemarkung Unterreichenau) in Anspruch genommen.
Die Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, hat festgestellt, dass aufgrund der geplanten Länge und des geplanten Durchmessers des Leitungsstranges des Vorhabens Erneuerung der Erdgasleitung EGL 442 von Limbach in Thüringen nach Niederhohndorf in Sachsen gemäß § 6 in Verbindung mit Anlage 1, Nr. 19.2.1 UVPG die Pflicht zur Prüfung der Umweltverträglichkeit besteht. Die Umweltverträglichkeitsprüfung umfasst auch die Prüfung aller Umweltauswirkungen der erforderlichen baubedingten Wasserhaltung (Anlage 1 Nr. 13.3.2 UVPG). 

Der Vorhabenträger hat die entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens vorgelegt, die Bestandteil der nachfolgend aufgeführten Auslegungsunterlagen sind: 

	Nr. der 

Unterlage
	Bezeichnung

	1 
	Erläuterungsbericht 

	2
	021 Übersichtskarte 1:250.000 Gesamtsystem 

022 Übersichtskarte 1:250.000 Sachsen 

023 Übersichtspläne 1:25.000 

	3
	031 Trassenpläne 1:1000 

032 Detailpläne Bauwerke, Kreuzungen 

033 Typenpläne 

034 Pläne Rohrlagerplätze 

	4
	Regelungsverzeichnis 

(Bauwerksverzeichnis, Kreuzungsverzeichnis) 

	5
	Stationspläne 

	6
	061 Rechtserwerbsverzeichnis (nicht anonym) 

062 Rechtserwerbsverzeichnis (anonym) 

063 Grunderwerbspläne 

064 Grundstücksverzeichnis Rohrlagerplätze 

065 Liste Kreuzungsvereinbarungen (Vorläufige und bestehende) 

066 Verkehrskonzept 

	7
	071 - Erläuterungsbericht 
- FB wasserrechtlicher Tatbestand 

072 Übersichtskarten

073 Detailpläne Einleitstellen

074 Grundstücksverzeichnis Einleitstellen

075 Dokumentation der hydraulischen Berechnungen

076 Bohrprofile 



	8
	081 Bericht Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
082 Pläne 

	9
	091 Bericht 
092 Pläne 

	10
	101 Bericht 

	11
	111 Bericht 
112 Pläne 



	12
	121 Bericht 
122 Pläne (Wald- und Hagpläne) 

	13
	131 Bericht 
132 Pläne 

	14
	141 Ergebnisbericht 
142 Pläne 

	15
	151 Sicherheitsstudie TÜV Nord 


Die ausgelegten Planunterlagen enthalten die nach § 16 Abs. 1 UVPG notwendigen Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsprüfung. Die hiermit eingeleitete Anhörung zu den Planunterlagen (§ 43a EnWG i. V. m. § 73 Abs. 3 bis 5 VwVfG) stellt zugleich die Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen nach § 18 Abs. 1 UVPG dar. 

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit 

vom 23. Juli 2018 bis 22. August 2018
in der Stadtverwaltung Zwickau, Stadtplanungsamt, im Foyer, Katharinenstraße 11 in 08056 Zwickau, während der Dienststunden
	Montag
	08:30 - 11:30 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

	Dienstag
	08:30 - 11:30 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr

	Mittwoch
	08:30 - 11:30 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

	Donnerstag
	08:30 - 11:30 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr


in der Stadtverwaltung Pausa-Mühltroff, Sekretariat Bürgermeister (Zi.-Nr. 17), Neumarkt 1 in 07952 Pausa-Mühltroff,  während der Dienststunden

	Montag
	07:00 - 12:00 Uhr und 12:30 – 16:00 Uhr

	Dienstag
	07:00 - 12:00 Uhr und 12:30 – 18:00 Uhr

	Mittwoch
	07:00 - 12:00 Uhr und 12:30 – 16:00 Uhr

	Donnerstag
	07:00 - 12:00 Uhr und 12:30 – 16:00 Uhr

	Freitag
	07:00 - 12:15 Uhr


in der Stadtverwaltung Werdau, Fachbereich Stadtentwicklung und Bau, 2. Obergeschoss, Zimmer 3.01 (Sekretariat), Gebäude Markt 10 in 08412 Werdau, während der Dienststunden

	Montag
	09:00 - 11:30 

	Dienstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 – 17:30 Uhr

	Mittwoch
	09:00 - 11:30 Uhr

	Donnerstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 – 15:30 Uhr

	Freitag
	09:00 - 11:30 Uhr


in der Gemeindeverwaltung Fraureuth, Bauamt (EG), Fabrikgelände 12 in 08427 Fraureuth während der Dienststunden

	Montag
	09:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 15:30 Uhr

	Dienstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 18:00 Uhr

	Mittwoch
	09:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 15:30 Uhr

	Donnerstag
	09:00 - 12:00 Uhr und 14:00 - 16:00 Uhr

	Freitag
	09:00 - 12:00 Uhr


zur allgemeinen Einsichtnahme aus.
Der Inhalt der vorliegenden Bekanntmachung nach § 19 Absatz 1 UVPG und der nach § 19 Absatz 2 UVPG auszulegenden Unterlagen werden im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/ zugänglich gemacht. Das UVP-Portal entspricht den Anforderungen des § 27a Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG. Maßgeblich ist der Inhalt der ausgelegten Unterlagen (§ 20 Absatz 2 Satz 2 UVPG, § 27a Abs. 1 Satz 4 VwVfG).
Darüber hinaus sind die entscheidungserheblichen Unterlagen gemäß den Bestimmungen des sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Oktober 2016 (SächsGVBl S. 507) geändert worden ist, in der Landesdirektion Sachsen, Referat 32 C, Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz, zugänglich.

1.
Jeder kann bis spätestens zum 24. September 2018 bei der Landesdirektion Sachsen, Postfachanschrift, schriftlich, bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz oder bei der oben aufgeführten Kommune Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen.
Nach Ablauf dieser Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen, § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG. Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen, § 21 Abs. 5 UVPG.
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.
2.
Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, werden hiermit entsprechend von der Auslegung des vollständigen Plans benachrichtigt. Sie können innerhalb der in Nr. 1 genannten Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben bzw. sich äußern.
3.
Ein Erörterungstermin findet nach Maßgabe des § 43 a Nr. 2 EnWG statt.

Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. 

Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, von dem Termin gesondert benachrichtigt. Bei gleichförmigen Einwendungen gilt diese Regelung für den Vertreter (§ 17 VwVfG in Verbindung mit § 1 Satz 1 SächsVwVfZG). 

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4.
Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet.

5.
Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6.
Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Landesdirektion Sachsen) entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7.
Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 44 a EnWG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger des Vorhabens ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).
8.
Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,

a. dass die für das Verfahren und die für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde die Landesdirektion Sachsen ist,

b. dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden wird,

c. dass weitere relevante Informationen zu dem Planfeststellungsverfahren bei der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, erhältlich sind und Fragen eingereicht werden können.
